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Rechtsanwälte und Notarin Jansen,
Hemmerich-Frank, Bartscht, Vonnegut
Herrn Rechtsanwalt Dr. Voigts
Travemünder Allee 17 a
23566 Lübeck

Landkreis Potsdam-Mittelmark
Der Landrat
Fachdienst Umwelt
Fachbereich 4 - Recht, Bauen, Umwelt,
Kataster und Vermessung
Fachdienst 46 – Umwelt

Frau Max

Besucheradresse (keine Postanschrift!):
Am Teltowkanal 7; 14513 Teltow
Tel. 03328 318-586; Fax 03328 318-582
umwelt@potsdam-mittelmark.de

Unser Zeichen  36468-21-85
Datum 07.06.2021

Vorgang Widerspruch gegen die Ablehnungsverfügung mit Rückbauverfügung
Grundstück

Gemarkung Weseram
Flur 1
Flurstück 264

Postanschrift Tel.: (033841) – 91 0 Bank MBS Potsdam
Landkreis Potsdam-Mittelmark Fax: (033841) – 91 444 BLZ 160 500 00
Niemöllerstraße 1 E-Mail: info@potsdam-mittelmark.de Konto-Nr. 3502221323
14806 Bad Belzig Internet: www.potsdam-mittelmark.de BIC WELADED1PMB

IBAN DE93160500003502221323

Eingangsbestätigung Widerspruch

Sehr geehrter Herr Rechtsanwalt Dr. Voigts,

gegen den Ablehnungsbescheid mit Rückbauverfügung vom 03.05.2021, Aktenzeichen
32569-2020-85, haben Sie mit Schreiben vom 07.06.2021 Widerspruch eingelegt. Ihr
Schreiben ist hier am 07.06.2021 eingegangen. Wir bearbeiten Ihren Widerspruch unter
dem oben angegebenen Aktenzeichen; geben Sie bitte dieses Aktenzeichen im künftigen
Schriftverkehr immer an.

Der Widerspruch wird erst im Fachdienst der unteren Wasserschutzbehörde überprüft.

Freundliche Grüße

im Auftrag

Max
EDV-Ausdruck
ohne Unterschrift gültig
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VII. Rechtsbehelfsbelehrung
Gegen diesen Bescheid ist der Widerspruch zulässig. Der Widerspruch ist binnen eines
Monats nach Bekanntgabe dieses Bescheides schriftlich oder zur Niederschrift einzulegen
beim Landrat des Landkreises Potsdam-Mittelmark in 14806 Bad Belzig, Niemöllerstraße
1. Elektronisch kann ein Widerspruch über das besondere Behördenpostfach (beBPo)
eingelegt werden; er wäre an den „Landkreis Potsdam-Mittelmark“ zu richten.

Freundliche Grüße

Im Auftrag

D. Steinmetz

Anlage: Empfangsbekenntnis
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Zu IV.
Diese Forderung ergibt sich als Folge aus der Umsetzung des Punktes III und dient dem
Nachweis der fachgerechten Rückbautätigkeit. Der Nachweis des Rückbaus ist
spätestens bis zum 10.11.2021 zu erbringen. Der Zeitraum ist angemessen und
verhältnismäßig.
Zu V.
Nach § 28 Abs. 2 des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes des Landes Brandenburg
(VwVGBbg) kann die Androhung von Zwangsmitteln mit dem Verwaltungsakt verbunden
werden, durch den die Handlung, Duldung oder Unterlassung aufgegeben wird. Sie soll
mit ihm verbunden werden, wenn ein Rechtsmittel keine aufschiebende Wirkung hat.
Zulässige Zwangsmittel sind nach § 27 Abs. 2 VwVGBbg das Zwangsgeld, die
Ersatzvornahme, die Fiktion der Abgabe einer Erklärung, der unmittelbare Zwang, die
Zwangsräumung sowie die Wegnahme. Die Zwangsmittel dürfen nach § 29 Abs. 1
VwVGBbg wiederholt und so lange angewandt werden, bis der Verwaltungsakt vollstreckt
oder in anderer Weise erledigt ist.
Ich mache Sie zudem darauf aufmerksam, dass durch die Zahlung des Zwangsgeldes die
Pflicht, die Forderung zu erfüllen, weder aufgehoben noch aufgeschoben wird.
Zwangsgelder können beliebig oft und jeweils höher so lange angedroht, festgesetzt und
beigetrieben werden, bis Sie den Forderungen entsprochen haben. Ist das Zwangsgeld
uneinbringlich, so kann das Verwaltungsgericht eine Ersatzzwangshaft anordnen.
Als Zwangsmittel zu den Forderungen II, III und IV wird hier das Zwangsgeld ausgewählt,
da es das geeignetste und am wenigsten belastende Zwangsmittel ist, um die
Forderungen der Rückbauverfügung durchzusetzen. Das Zwangsgeld wegen
Nichterfüllung der Rückbauverfügung ist am ehesten geeignet, die Umsetzung der
Rückbauverfügung zu bewirken.
Zu VI.
Nach §§ 1 Abs. 3, 15 Abs. 1 Gebührengesetz für das Land Brandenburg (GebGBbg) sind
Gebühren entstanden. Gebühren und Auslagen sind zusammen mit der
Sachentscheidung zu erheben. Gebühren sind nach § 1 der Gebührenordnung des
Ministeriums für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz (GebOMUGV) zu
bestimmen.
Die Gebühr wird gem. § 1 GebOMUGV i. V. m. Tarifstelle 5.1.1 des Gebührentarifes und
Anlage 1 und 2 zur GebOMUGV erhoben. Gemäß der Tarifstelle 5.1.1 (bei einer jährlich
beantragten Grundwasserentnahme von 26.000 m³ über 10 Jahre) i.V.m. § 17
Gebührengesetz für das Land Brandenburg (GebGBbg) werden 75 % der
Bearbeitungsgebühr veranschlagt: 267,65 €
An Kosten werden insgesamt festgesetzt: 267,65 €.
Nach § 19 GebGBbg werden die Kosten mit der Bekanntgabe der Kostenentscheidung
fällig.
Sie werden gebeten, den vorstehenden Gesamtbetrag bis zum 07. Juni 2021 auf das
Konto des Landkreises Potsdam-Mittelmark einzuzahlen. Das Kassenzeichen ist
unbedingt mit anzugeben.
Kontoinhaber: Landkreis Potsdam-Mittelmark
IBAN: DE93 1605 0000 3502 2213 23
BIC: WELADED1PMB
Kassenzeichen: 35210172-1028
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Da somit weiterhin Unterlagen fehlen, um die Belange der Behörden zu berücksichtigen,
kann auch keine abschließende Entscheidung über die Erteilung einer wasserrechtlichen
Erlaubnis erfolgen. Der Antrag wird somit gemäß § 35 Absatz 2 Brandenburgisches
Wassergesetz (BbgWG) i.V.m. § 17 Gebührengesetz für das Land Brandenburg
(GebGBbg) kostenpflichtig abgelehnt.
Zu II.
Diese Forderung ergibt sich als Folge aus der Ablehnung des gestellten Antrags aus
Punkt I. Da die Brunnenanlage wasserrechtlich keiner Nutzung zugeführt und eine
wasserrechtliche Erlaubnis nicht erteilt werden kann, ist diese zurückzubauen.
Der angeordnete Rückbau dient dem Schutz des Grundwassers vor Verunreinigungen.
Mit der sonderordnungsrechtlichen Eingriffsermächtigung des § 100
Wasserhaushaltsgesetz (WHG) ist ein Einschreiten der Behörde bereits dann gegeben,
wenn es darum geht Beeinträchtigungen des Wasserhaushaltes zu vermeiden. Damit
muss der Eintritt eines Schadens nicht mit Gewissheit feststehen. Da sich der
Brunnenstandort auf dem Grundstück der Agrargenossenschaft Havelland agrar eG
Weseram befindet, ist der Grundstücksinhaber in der Verantwortung der Beseitigung der
Anlage. Sie werden aufgefordert Sicherungsmaßnahmen gemäß der erlassenen
Rückbauverfügung zu treffen. Es kommt grundsätzlich nicht darauf an, wodurch eine
mögliche Gefährdung des Zustandes herbeigeführt werden kann. Dies können z. B. auch
Naturereignisse, Einwirkungen Dritter und Zufälle sein.
Ohne ordnungsbehördliches Einschreiten besteht die hinreichende Wahrscheinlichkeit,
dass der Wasserhaushalt nachhaltig beeinträchtigt wird. Dabei muss der Eintritt des
Schadens nicht mit Gewissheit feststehen.
Brunnenanlagen müssen nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik (u. a.
DVGW-Arbeitsblatt W 135) zurückgebaut werden, sofern diese keiner Nutzung zugeführt
oder eine beantragte wasserrechtliche Erlaubnis nicht erteilt werden kann.
Dies erfordert aus Gründen des vorsorgenden Grundwasserschutzes und der
Verkehrssicherungspflicht des Betreibers auch den Rückbau der niedergebrachten
Bohrung und die Wiederherstellung der ursprünglichen geohydraulischen Verhältnisse.
Bohrungen, Grundwassermessstellen und Brunnen die nicht mehr betrieben und gewartet
werden, müssen zur Vermeidung von Wasserwegsamkeiten entsprechend den
wasserrechtlichen und bergrechtlichen Bestimmungen zurückgebaut werden. Dieser
Vorgang wird nach einem Verfüllplan ausgeführt und ist mit der Wasserbehörde
abzustimmen.
Ein Rückbaukonzept für den Brunnen ist bis zum 30.06.2021 der UWB zur Absprache
vorzulegen und hat eine zeitliche Untersetzung zu beinhalten. Zusätzlich ist die
bauausführende Fachfirma zu benennen.
Die Forderung nach einem Rückbaukonzept sowie der Benennung der Fachfirma
resultiert daraus, dass der Rückbau von Bohrungen entsprechend den allgemein
anerkannten Regeln der Technik zu erfolgen hat. Zum Schutz des Grundwassers soll
sichergestellt werden, dass nur Firmen mit entsprechender Qualifizierung beauftragt
werden. Der Zeitraum zur Vorlage bis zum 30.06.2021 des Rückbaukonzeptes ist
angemessen und verhältnismäßig.
Zu III.
Diese Forderung ergibt sich als Folge aus der Ablehnung des gestellten Antrags aus
Punkt II.
Die Umsetzung des Rückbaukonzeptes ist innerhalb von drei Monaten nach erfolgter
Bestätigung des Konzeptes durch die UWB, spätestens jedoch bis zum 31.10.2021,
abzuschließen. Der Zeitraum ist angemessen und verhältnismäßig.
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Zu der Forderung II:
die Festsetzung eines Zwangsgeldes in Höhe von 500,00 € (fünfhundert Euro),
Zu der Forderung III:
die Festsetzung eines Zwangsgeldes in Höhe von 2.500,00 € (zweitausendfünf
Euro),
Zu der Forderung IV:
die Festsetzung eines Zwangsgeldes in Höhe von 500,00 € (fünfhundert Euro)
angedroht.

VI. Für dieses Verfahren wird eine Gebühr von 267,65 €
(zweihundertsiebenundsechtzig Euro) festgesetzt.

Begründung:
1. Sachverhalt:
Mit Datum vom 01.07.2019 hat die Havelland-agrar eG Weseram einen Antrag zur
Erteilung einer wasserrechtlichen Erlaubnis für die Nutzung eines bestehenden Brunnens
für die Grundwasserentnahme zum Zweck der Spargelflächenbewässerung gestellt. Die
untere Wasserbehörde des Landkreises Potsdam-Mittelmark (UWB) teilte Ihnen am
18.02.2020 mit, dass die Belange weiterer Behörden berücksichtigt werden müssen,
bevor eine abschließende Entscheidung über Ihren Antrag erfolgen kann. Am 12.10.2020
wurden Ihnen Nachforderungen weitergeleitet, die durch die untere Naturschutzbehörde
gestellt wurden. Dies betraf eine SPA-Verträglichkeitsprüfung, die bisher nicht
nachgereicht wurde.
2. Ermächtigungsgrundlage:
Gemäß § 100 Abs. 1 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) ist es die Aufgabe der
Gewässeraufsicht, die Gewässer sowie die Erfüllung der öffentlich-rechtlichen
Verpflichtungen zu überwachen, die nach oder auf Grund von Vorschriften dieses
Gesetzes, nach auf dieses Gesetz gestützten Rechtsverordnungen oder nach
landesrechtlichen Vorschriften bestehen. Die zuständige Behörde ordnet nach
pflichtgemäßem Ermessen die Maßnahmen an, die im Einzelfall notwendig sind, um
Beeinträchtigungen des Wasserhaushalts zu vermeiden oder zu beseitigen oder die
Erfüllung von öffentlich-rechtlichen Verpflichtungen sicherzustellen.
Die Zuständigkeit liegt bei der Unteren Wasserbehörde (§ 126 Abs. 1 Brandenburgisches
Wassergesetz (BbgWG)). Nach § 124 Abs. 2 BbgWG ist der Landkreis die untere
Wasserbehörde. Das Vorhaben befindet sich auf dem Gebiet des Landkreises Potsdam-
Mittelmark. Somit ist die örtliche, sachliche und instanzielle Zuständigkeit des Landkreises
Potsdam-Mittelmark gegeben.
3. Rechtliche Würdigung:
Zu I.
Die UWB hat innerhalb des Antragsverfahrens die Belange weiterer Behörden abgefragt.
Deren Hinweise sind für die Erteilung der beantragten wasserrechtlichen Erlaubnis zu
berücksichtigen. Die untere Naturschutzbehörde des Landkreises Potsdam-Mittelmark
(UNB) teilte mit, dass sich sowohl der Brunnenstandort als auch die zu beregnenden
Spargelflächen im Vogelschutzgebiet (SPA) „Mittlere Havelniederung“ befinden. Bevor
eine abschließende Stellungnahme durch die UNB erfolgen kann, wurde eine SPA-
Verträglichkeitsprüfung gefordert. Die Nachforderungen wurden Ihnen am 12.10.2020
weitergeleitet. Diese blieben bisher unbeantwortet. Eine Übergabe der
Verträglichkeitsprüfung wurde nicht in Aussicht gestellt.
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Rechtsanwälte Jansen, Hemmerich-Frank,
Bartscht, Vonnegut
Herrn Rechtsanwalt Dr. Voigts
Travemünder Allee 17 a
23568 Lübeck

Landkreis Potsdam-Mittelmark
Der Landrat
Untere Wasserbehörde
Fachbereich 4 - Recht, Bauen, Umwelt,
Kataster und Vermessung
Fachdienst 46 – Umwelt

Frau Steinmetz

Besucheradresse (keine Postanschrift!):
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wasser@potsdam-mittelmark.de
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Vorgang Antrag auf Erteilung einer wasserrechtlichen Erlaubnis zur Entnahme von Grundwasser für
Beregnungszwecke – Ablehnung mit Rückbauverfügung – AL/WV-HVI-660-003

Grundstück

Gemarkung Weseram
Flur 1
Flurstück 264

Postanschrift Tel.: (033841) – 91 0 Bank MBS Potsdam
Landkreis Potsdam-Mittelmark Fax: (033841) – 91 444 BLZ 160 500 00
Niemöllerstraße 1 E-Mail: info@potsdam-mittelmark.de Konto-Nr. 3502221323
14806 Bad Belzig Internet: www.potsdam-mittelmark.de BIC WELADED1PMB

IBAN DE93160500003502221323

Sehr geehrter Herr Rechtsanwalt Dr. Voigts,
bezugnehmend auf den Antrag auf Erteilung einer wasserrechtlichen Erlaubnis durch die
Firma Havelland-agrar eG Weseram vom 01.07.2019 ergeht folgende wasserrechtliche
Entscheidung

Ablehnung mit Rückbauverfügung
mit der Reg.-Nr.: AL/WV-HVI-660-003

I. Ihr Antrag auf Erteilung einer wasserrechtlichen Erlaubnis zur
Grundwasserentnahme für eine Bewässerungsanlage mittels eines bereits
bestehenden Brunnens am o.g. Standort wird abgelehnt.

II. Der für den unter Punkt I genannten Zweck niedergebrachte Brunnen ist
zurückzubauen. Der Rückbau hat nach den allgemein anerkannten Regeln der
Technik (u.a. DVGW-Regelwerk Arbeitsblatt W 135) zu erfolgen. Hierfür ist ein
Rückbaukonzept mit einer zeitlichen Untersetzung sowie der ausführenden
Fachfirma zur Absprache bei der unteren Wasserbehörde des Landkreises
Potsdam-Mittelmark spätestens bis zum 30.06.2021 vorzulegen.

III. Mit Verbindlichkeitserklärung des Rückbaukonzeptes der unteren Wasserbehörde
des Landkreises Potsdam-Mittelmark hat der Rückbau der unter Punkt II
benannten verrohrten Bohrung zu erfolgen und ist innerhalb von drei Monaten
abzuschließen, spätestens jedoch bis zum 31.10.2021.

IV. Der Nachweis des Rückbaus ist der unteren Wasserbehörde unverzüglich und
unaufgefordert nach dem Ende der ausgeführten Arbeiten, spätestens bis zum
10.11.2021 zu erbringen.

V. Für den Fall, dass Sie den Forderungen nicht oder nicht vollständig innerhalb der
genannten Fristen entsprechen, wird Ihnen hiermit gemäß § 15 des
Verwaltungsvollstreckungsgesetzes (VwVG) i.V.m. § 30
Verwaltungsvollstreckungsgesetz für das Land Brandenburg (VwVGBbg)



S t a m m d a t e n i n f o
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mit Rückbauverfügung

Antragsteller: Rechtsanwälte und Notarin Jansen,
Hemmerich-Frank, Bartscht, Vonnegut
Herrn Rechtsanwalt Dr. Voigts
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Grundstück:

Ort: Weseram OT von Roskow

Kataster komplett: Gemarkung Weseram, Flur 1, Flurstück 264
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